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 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 
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Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
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– mündlicher Bericht durch LMR Marcus Schütz (LRH) 

– Wortbeiträge 

4 Verschiedenes 28 

hier: Ausschussreise vom 13. bis 17. April 2026 

Der Ausschuss erklärt sich – in Abwesenheit der Fraktion der 
AfD – mit dem durch den Vorsitzenden Rainer Schmeltzer vor-
getragenen Beschlussvorschlag einverstanden. 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer dankt der Präsidentin des Landesrechnungshofs, 
Frau Professorin Dr. Brigitte Mandt, für die Einladung des Ausschusses für Haushalts-
kontrolle in den Neubau des Landesrechnungshofs und für die Möglichkeit, eine aus-
wärtige Sitzung in den neu errichteten Räumlichkeiten durchzuführen. Er beglückwün-
sche zum Bau dieses fortschrittlichen und innovativen Hauses. 
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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026)  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 18/15000  

Erläuterungsband 13  
Vorlage 18/4099  

(Überweisung am 17. September 2025 an den Haushalts- und 
Finanzausschuss – federführend – sowie an die zuständigen 
Fachausschüsse mit der Maßgabe, dass die Beratung des Per-
sonalhaushalts einschließlich aller personalrelevanten Ansätze 
im Haushalts- und Finanzausschuss unter Beteiligung seines 
Unterausschusses Personal erfolgt) 

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt: Sehr geehrte 
Herren Abgeordnete! Aufseiten der Landesregierung: Sehr geehrte Damen! Herzlich 
willkommen hier in unserem Neubau; unserem angemieteten Neubau. Der Vermieter, 
der Bau- und Liegenschaftsbetrieb, hat vieles mitgebracht – Sie haben es vorhin bei 
der Führung auch gesehen –, so auch die Photovoltaikanlage sowie den Fahrradraum, 
der für uns durchaus eine Überraschung war. Aber das ist auch in Kooperation mit der 
Stadt Düsseldorf so geschehen, denen das ausgesprochen wichtig war. Uns freut es 
sehr, und es wird sehr gut angenommen.  

Ich erlaube mir – noch unter dem Eindruck der Führung vorhin –, zunächst aus Haus-
haltssicht etwas im Zusammenhang mit der Anmietung zu sagen.  

Am 16.12.2024 konnten wir das Gebäude vom Vermieter termingerecht übernehmen. 
Wir mussten dabei durchaus in Kauf nehmen, dass die Nutzung des Gebäudes nicht 
uneingeschränkt möglich war. Uns war es aber damals sehr wichtig, dass wir mit ei-
nem späteren Einzug verbundene Nebenkosten vermeiden wollten. Diese wären näm-
lich beispielsweise entstanden, wenn der Termin mit dem Umzugsunternehmen hätte 
gecancelt werden müssen. Dafür hätten wir die Kosten tragen müssen. Auch die Zwi-
schenlagerung der Möbel hätte zusätzliche Kosten verursacht, die unbedingt vermie-
den werden sollten.  

Die Einrichtung mit bzw. der Umzug von Möbeln und Technik erfolgte dann sukzessive 
und etagenweise. Anfang Februar wurde der Betrieb vollständig aufgenommen.  

Für den Zeitraum der eingeschränkten Nutzungsmöglichkeit wurde mit dem Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb NRW entsprechend unserem Mieter- und Vermieterverhältnis 
eine reduzierte Miete vereinbart. Dies führt im Jahr 2025 immerhin zu Einsparungen 
von 500.000 Euro.  

Auch ansonsten hat der Landesrechnungshof entsprechend seinem Selbstverständnis 
und seiner Vorbildfunktion auf Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit der Ausgaben ge-
achtet. So hat es beispielsweise keine Interimsunterbringung der Beschäftigten der 
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Nebenstelle am Konrad-Adenauer-Platz 12 gegeben, die bereits im November 2024 
die bisherige Liegenschaft verlassen mussten. In dieser Nebenstelle waren das Staat-
liche Rechnungsprüfungsamt Düsseldorf, das Staatliche Rechnungsprüfungsamt für 
Steuern, Prüfbereich Düsseldorf, sowie fünf Prüfungsgebiete des Landesrechnungshofs 
untergebracht.  

Da nur wenige Monate überbrückt werden mussten, haben wir durch flexiblere Home-
office-Regelungen für alle Mitarbeitenden im Hauptgebäude Raum schaffen können. 
Die dort gemachten Erfahrungen haben dazu beigetragen, dass wir nach dem Einzug 
hier ein Desk-Switching-Modell leben konnten.  

Bei der Nebenstelle Konrad-Adenauer-Platz 12 handelt es sich um eine Drittanmie-
tung. In dem Gebäude fanden bereits vor dem Auszug umfangreiche Umbauarbeiten 
statt, die zu sehr großen Beeinträchtigungen führten. In Gesprächen mit der Vermie-
terin konnte als finanzieller Ausgleich bewirkt werden, dass keine Endrenovierung 
durch den Landesrechnungshof durchgeführt werden musste, obwohl das ursprüng-
lich im Vertrag so vorgesehen war.  

Ein weiterer wichtiger Punkt in Bezug auf sparsames und wirtschaftliches Handeln ist 
dem wirklich glücklichen Umstand geschuldet, dass wir einem Rahmenvertrag mit ei-
nem Bürohersteller beitreten konnten, der durch die Bezirksregierung Düsseldorf aus-
geschrieben wurde. So konnten ausnahmslos alle Büros – Sie haben oben die Möbel 
gesehen – vergleichbar und sehr funktionell mit Standardmöbeln ausgestattet werden. 
Auch wurde selbstverständlich nicht alles neu beschafft. Vor allen Dingen Stühle konn-
ten wir mitnehmen. Durch diese beiden vorgenannten Positionen sowie weitere Ein-
sparmöglichkeiten bei den Teeküchen konnten bei der Ausstattung insgesamt 750.000 
Euro im Vergleich zur Haushaltsplanung für das Jahr 2024 eingespart werden.  

Unsere Anstrengungen und Bemühungen, für die ich an dieser Stelle nochmals den 
Mitarbeitenden der Verwaltung, aber auch den Mitarbeitenden im Prüfbereich danken 
möchte, werden Sie in der Haushaltsrechnung für 2024 und 2025 nachvollziehen können.  

So viel vorweg zu dem Gebäude bzw. dessen Finanzierung unsererseits.  

Zum Haushaltsentwurf des Einzelplans 13 für 2026 kann ich folgende Punkte kurz 
skizzieren.  

Es werden für den Geschäftsbereich des Landesrechnungshofs Ausgaben in Höhe 
von 59,3 Millionen Euro vorgesehen. Uns war es wichtig, unsere Haushaltsplanungen 
unter die Prämisse zu stellen, dass im Vergleich zum Vorjahr keine zusätzlichen Haus-
haltsmittel benötigt werden. Uns ist es sogar gelungen, die Ansätze für Sachausgaben 
und Investitionen um rund 243.000 Euro zu reduzieren, da, wie oben skizziert, im Jahr 
2026 keine mit dem Umzug in den Neubau einhergehenden Kosten zu erwarten sind. 
Des Weiteren wurden zwei kw-Vermerke realisiert, die im Jahr 2026 zu entsprechen-
den Einsparungen bei den Personalausgaben führen werden.  

Trotzdem steigt das Volumen des Einzelplans 13 um rund 1,6 Millionen Euro gegen-
über 2025. Die Steigerung ergibt sich als Saldo aus den eben angesprochenen Ein-
sparungen auf der einen Seite und Veränderungen in Höhe von insgesamt rund 
1,8 Millionen Euro auf der anderen Seite. Diese sind aber ausnahmslos auf Vorgaben 
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des Finanzministeriums zurückzuführen und von uns nicht zu beeinflussen. Das Fi-
nanzministerium hat nämlich die zusätzlichen Haushaltsmittel für die Mehrkosten bei 
den Personal- und Versorgungsaufgaben aufgrund der letzten Tarif- und Besoldungs-
runde vom 9. Dezember 2023 in die Einzelpläne umgesetzt. Für den Landesrech-
nungshof sind das immerhin rund 2,3 Millionen Euro.  

Zudem waren Erhöhungen bei den Beihilfe- und Fürsorgeleistungen um insgesamt 
rund 0,4 Millionen Euro sowie die Reduzierung um 0,9 Millionen Euro bei den Erstattun-
gen von Versorgungsbezügen entsprechend den Vorgaben des Finanzministeriums 
zu berücksichtigen.  

Auch wenn wir uns in den kommenden Jahren neuen Herausforderungen stellen müs-
sen – als Stichworte seien hier die Einführung von KI, nicht nur als Prüfthema, sondern 
auch als Prüfinstrument, sowie die Bewältigung des anstehenden Generationenwech-
sels bei den Mitarbeitenden genannt –, haben wir auch in den Planungen für 2026 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur Handlungsmaxime erklärt. Nach den aktuellen 
Planungen ist es uns möglich, uns mit dem vorhandenen Personal und den zur Verfü-
gung stehenden Haushaltsmitteln den Herausforderungen des kommenden Jahres zu 
stellen und diese – da bin ich sehr zuversichtlich – mit Erfolg zu bewältigen. Ich hoffe 
daher auf Ihre Unterstützung bei dem von uns angemeldeten Mittelbedarf.  

Eines kann ich Ihnen schon an dieser Stelle in Aussicht stellen: Ebenso wie bei ande-
ren landespolitischen Zielen werden wir uns selbstverständlich auch an den Konsoli-
dierungsbemühungen des Landes bei der Einsparung von Planstellen und Stellen be-
teiligen, wenngleich wir – ebenso wie der Landtag und der Verfassungsgerichtshof – 
nicht Adressat solcher Vorgaben sind.  

Unsere Überlegungen dazu können Sie dem Haushaltsplanentwurf 2026 zwar noch 
nicht entnehmen, doch seien Sie gewiss: Seit Bekanntgabe des Haushaltsaufstel-
lungserlasses 2026 haben wir hausinterne Planungen angestellt, wie wir die Sparüber-
legungen der Landesregierung umsetzen können. Auch wenn Sie sie jetzt noch nicht 
im Haushaltsplanentwurf finden, werden wir uns an den gleichen zeitlichen Planungen 
ausrichten, die auch für die Ressorts festgelegt worden sind. Spätestens im Haushalts-
planentwurf 2027 werden Sie also die Stelleneinsparungen erkennen können.  

Aus unserer Sicht wären das die zentralen Punkte. – Vielen Danke.  

(Beifall) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, Frau Präsidentin. Das war sehr infor-
mativ, zusätzlich zu dem Erläuterungsband, der uns schon vorliegt. Gibt es Wortmel-
dungen seitens des Ausschusses?  

Simon Rock (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Präsidentin, für die Einführung. Vielen 
Dank auch für die Einladung, und vielen Dank an die Kolleginnen und Kollegen im 
Landesrechnungshof für die freundliche Führung.  

Ich denke, wir sind uns einig, dass die Haushaltssituation – das sehen wir auch in den 
Jahresberichten des Rechnungshofs – in der Tat angespannt ist. Wir haben uns letzte 
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Woche bei der Haushaltsklausur des HFA auch sehr intensiv über alle Einzelpläne 
ausgetauscht. Sie haben es schon ein Stück weit adressiert: Das betrifft in den Einzel-
plänen zum einen die rein in den Ministeriumskapiteln zu sehende zehnprozentige 
Stellenkürzung über vier Jahre, die über kw-Vermerke realisiert wird. Es wird also nie-
mand rausgeschmissen, und das kann man bei Beamten zum Glück auch nicht – ich 
sage ganz bewusst „zum Glück“. Wenn man es auf den Landesrechnungshof bezieht – 
ohne die staatlichen Rechnungsprüfungsämter; die muss man da, glaube ich, rauszie-
hen, weil die unstrittig eine Sonderfunktion haben –, würde dies bei insgesamt unge-
fähr 210 Stellen 21 Stellen über vier Jahre ausmachen.  

Zum anderen betrifft es die titelscharfen Kürzungen, die gegenüber der mittelfristigen 
Finanzplanung berechnet sind. Sie wurden während der HFA-Klausur jeweils von den 
Oppositionsfraktionen titelscharf angefragt und liegen uns deshalb auch vor. Diese ha-
ben insgesamt, wenn man es über alle Einzelpläne hinwegrechnet, ein Volumen von 
knapp über 1 Milliarde Euro. Das entspricht in etwa 1 % des Haushalts. Auf den Lan-
desrechnungshof übertragen wären das bei einem Volumen von 60 Millionen Euro un-
gefähr 600.000 Euro. Das ist, denke ich, die Benchmark. Jedoch war Einzelplan 13 
nicht in der Liste aufgeführt, die das Finanzministerium zur Verfügung gestellt hat.  

Sie selbst haben in Ihrem mündlichen Vortrag von Einsparbemühungen in einem Um-
fang von 243.000 Euro gesprochen, wenn ich Sie richtig verstanden habe. War das 
gegen die mittelfristige Finanzplanung gerechnet? Wenn nicht, müsste man sich ja 
fragen, woher die 243.000 Euro kommen.  

Die zweite Frage ist Folgende. Uns liegt noch eine Ergänzungsvorlage vor. Ich gehe 
davon aus, dass die Sachen, die von den Ministerien kommen, vom Landesrechnungs-
hof im Rahmen der Ergänzungsvorlage nachvollzogen werden. Gehe ich recht in der 
Annahme, dass Sie dies entsprechend vorhaben? 

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt: Da es sich hier 
um operative Fragen handelt, würde ich die Beantwortung gerne weitergeben.  

LMR Dr. Dominik Wietfeld (LRH): Bei den 243.000 Euro, die Sie angesprochen ha-
ben, handelt es sich um eine Reduktion, die wir jetzt eingespart haben. Das fällt jetzt 
weg. Das heißt, das ist etwas, was in diesem Jahr aufgrund des Umzugs, aufgrund 
der Investitionen, die wir in diesem Jahr und in den vorherigen Jahren getätigt haben, 
angefallen ist, aber im nächsten Jahr nicht mehr anfällt.  

Simon Rock (GRÜNE): Da muss ich zum Verständnis noch einmal nachfragen. Ich 
habe aus der Haushaltsklausur gelernt, dass in sämtlichen Einzelplänen die mittelfris-
tige Finanzplanung titelscharf vorliegt. Ich gehe davon aus, dass das auch im Landes-
rechnungshof der Fall ist. Wenn das nicht der Fall ist, stellt sich für mich die Frage, 
warum das beim Landesrechnungshof anders gehandhabt wird als in den anderen 
Einzelplänen. Ansonsten habe ich es jetzt so verstanden, dass die 243.000 Euro als 
Ansatzkürzung gegenüber dem Haushaltsplan 2025 zu verstehen sind. 
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RD’in Sabine Koblitz (LRH): Ich müsste tatsächlich ganz genau bei den einzelnen 
Titeln nachgucken. Teilweise ist es sicherlich schon in der Finanzplanung berücksich-
tigt. Beispielsweise gibt es den Titel „Nebenkosten für die Nebenstelle KAP 12“, die 
wir aufgegeben haben. Da war klar, dass das bereits wegfällt. Das ist in der Planung 
bereits berücksichtigt.  

Insofern ist es bei fast allen Titeln der Fall, dass die weggefallenen Beträge tatsächlich 
in der Finanzplanung schon berücksichtigt waren, weil uns das schon bekannt war. Ob 
das komplett die 243.000 Euro ergibt, müsste ich nachschauen, weil es Einzelbeträge 
sind.  

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt: Noch kurz zur 
Klarstellung: Sie wissen, dass drei Haushalte nicht unmittelbar von diesem Erlass be-
troffen sind. Das heißt, die gleichen Fragen müssten Sie an den Verfassungsgerichts-
hof und an den Landtag stellen, sodass wir eigentlich die Falschen sind, wenn Sie 
fragen: Warum stehen Sie da nicht drin? – Sorry. Wir gehören nicht zur Landesregie-
rung. Das ergibt sich einfach aus dem Status. So viel will ich einfach vor die Klammer 
ziehen. Das sage ich nicht, weil wir böse sind oder weil wir geschlafen haben, sondern 
es ist schlicht und ergreifend dem Status unserer Institution geschuldet.  

Marc Blondin (CDU): Frau Präsidentin, ich habe nur kurz eine Verständnisfrage. 
Diese 243.000 Euro, die Sie erwähnt haben, sind ja keine Einsparungen, wenn ich das 
richtig verstehe, sondern die fallen ja raus. Es ist aber kein Impuls, um in irgendeiner 
Form eine Einsparung vorzunehmen.  

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt: Die Einsparun-
gen im klassischen Sinne haben wir in den Personalbereichen gesehen. Unser Haus-
halt ergibt sich aus sich selbst.  

Wo können wir Ihrer Ansicht nach großartig sparen? Wir müssen dann in der Tat darü-
ber diskutieren, wie sinnhaft eine IT-Ausstattung für ein Gebäude bei einer entspre-
chenden Indexierung der Mieten ist. Das sind rechtliche Verpflichtungen. Wir sind nicht 
sehr flexibel in unserem Haushalt, weil wir ein Personalhaushalt sind.  

Deswegen haben wir – das habe ich vorhin auch klarzumachen versucht – uns sehr 
frühzeitig intern überlegt, wie wir bei dem, was als Benchmark im Personalbereich vor-
handen ist, etwas machen können. Denn das ist der Bereich, den wir als flexibel an-
sehen. Ich bin froh darüber, dass wir intern in den Überlegungen so weit sind, dass wir 
sagen können: Wir schaffen das. – Das ist für uns der Bereich, wo es auch durchaus 
möglich ist, unabhängig davon, ob wir die zwei kw-Stellen, die im nächsten Jahr noch 
anstehen, einrechnen oder nicht. Wir werden unsere Marge für das kommende Jahr 
erfüllen wollen.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Ich habe nur eine ganz kurze Frage, weil ich gestehen 
muss, im Erläuterungsband dazu nicht nachgeschaut zu haben. Mir ist es nur aufge-
fallen, weil wir gerade im neuen Gebäude sind.  
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Es geht um die Mieten und Pachten an den BLB. Es ist ja ein Mietvertrag abgeschlos-
sen worden, zu einer bestimmten Summe. Jetzt ist das erste Jahr herum, und im zwei-
ten Jahr, 2026, steigt die Summe um 40.000 Euro an. Ist da eine Dynamisierung oder 
Indexierung um 1,5 % enthalten? Heißt das, jedes Jahr wird es ein bisschen mehr, wie 
es auch anderweitig der Fall ist?  

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt: Die Indexie-
rung wird uns vom Ministerium der Finanzen vorgegeben. Es wird eingeschätzt, wel-
che Indexierung ansteht. Wie die Verfahren dort intern laufen, wissen wir nicht. Es wird 
vermutlich mit dem BLB abgestimmt werden. Dazu kann ich nichts sagen.  

RD’in Sabine Koblitz (LRH): Ich möchte noch zu den Einsparungen ergänzen. Wir 
haben uns natürlich auch angeschaut, ob wir hinsichtlich der titelscharfen Einsparun-
gen einen Beitrag zur Konsolidierung leisten können.  

Wir haben mal für uns überschlagen, wo wir stehen. 75 % unseres Haushalts im Sach- 
und Investitionsbereich sind gebunden durch Mieten und Nebenkosten. In den restli-
chen Mitteln befinden sich Dinge wie Fortbildungskosten, Reisekosten. Auch da kön-
nen wir nicht wirklich sagen, dass wir einsparen könnten. Wir müssen auch Büroma-
terial kaufen; Geschäftsbedarf. Bei diesen Mitteln ist es relativ eng. Das muss man 
ganz klar sagen.  

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt: Um noch zu 
dem Prüfbereich zu ergänzen: Fortbildungen und insbesondere Reisekosten sind be-
dingt durch Prüftätigkeiten. Wir können als Verwaltung schlecht von außen vorgeben, 
dass nur noch so und so häufig rausgefahren werden dürfe, weil doch die Möglichkeit 
bestehe, etwas über den Fernzugriff zu machen.  

Es wird durchaus in den Konzepten festgelegt, wie viel dort verausgabt wird. Ich 
möchte nur unterstreichen, dass auch aus dem Kreis der Mitglieder heraus zuneh-
mend begleitet und auch – wie soll ich sagen? – mit den Mitarbeitenden diskutiert wird, 
wie häufig man vor Ort arbeiten muss, in den Finanzämtern beispielsweise, und ob 
man das etwas mehr konzentrieren kann. Uns ist bewusst, wie die Haushaltslage ist, 
und auch bei den Mitgliedern ist das in den Fokus gerückt. Meines Erachtens ist es 
eine durchaus sehr gute Entwicklung, dass man selbst haushalterisch hinschaut und 
versucht, gemeinsam mit den Mitarbeitenden möglichst auch im Reisebereich die Kos-
ten herunterzufahren.  

Simon Rock (GRÜNE): Vollkommen unstrittig ist, dass titelscharfe Kürzungen per se 
schwierig zu erwirtschaften sind, insbesondere für ein personalintensives Haus wie 
den Landesrechnungshof. Das will ich auch gar nicht in Abrede stellen. Ich glaube, es 
ist auch vollkommen klar, dass andere Häuser wie das Justizministerium, das Innen-
ministerium, das Finanzministerium, die auch sehr personalintensiv sind, ähnliche 
Schwierigkeiten haben, diese Kürzungen zu erwirtschaften.  
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Gleichwohl sprachen Sie ja davon, dass Sie das geprüft haben. Dafür wird es sicher-
lich Unterlagen geben, die Sie uns zur Verfügung stellen können, was die Frage an-
geht, wo titelscharfe Kürzungen möglich sind oder auch nicht möglich sind. Auch wenn 
Sie natürlich recht haben, dass sich dieser Aufstellungserlass des Finanzministeriums 
explizit nicht an Sie gerichtet hat – das ist vollkommen klar –, gehe ich trotzdem davon 
aus, dass Sie sich spätestens nach Veröffentlichung des Haushaltsplanentwurfs auch 
mit dieser Frage beschäftigt haben werden, allein um der Vorbildfunktion gerecht zu 
werden. Mir ist vollkommen klar, dass es Ihnen seitens des FM im Haushaltsplanent-
wurf nicht vorgegeben worden ist, aber dazu muss es ja sicherlich Prüfvermerke oder 
etwas anderes geben, was man im Rahmen eines Berichterstattergesprächs zur Ver-
fügung stellen kann.  

RD’in Sabine Koblitz (LRH): Wir können das natürlich zusammenstellen. Es läuft so, 
dass wir mit dem Haus entsprechende Bedarfe abfragen. Das wird uns vorgelegt. Wir 
haben nur wenige Titel, die das betrifft; Fortbildungen und Reisekosten sind zwei die-
ser Titel. Wenn wir die Mitteilung bekommen, dass das sozusagen in gleicher Form 
wie bisher … Frau Mandt sagte ja, dass dort natürlich Überlegungen stattfinden. Bisher 
ist es aber so, dass wir keine Anhaltspunkte haben, schon sagen zu können, dass wir 
diese Titel reduzieren. Dazu haben wir dann keinen umfassenden Vermerk geschrie-
ben. Das Ergebnis ist, dass die Bedarfe im Haus so sind wie bisher, und dann melden 
wir das dem FM gegenüber auch so an.  

Wir könnten Ihnen natürlich eine Aufstellung machen, welche Teilbereiche rechtlich 
gebunden sind und welche Kosten sozusagen aus den anderen Dingen gezahlt wer-
den. Das ist wie in jedem Verwaltungshaushalt: Geschäftsbedarf, Sachverständige, 
Veranstaltungen, kleinere Unterhaltungsarbeiten – die haben wir hier wahrscheinlich 
erst mal nicht –, Verbrauchsmaterialien, Reisekosten, Fortbildungen, wie schon ge-
nannt. Das können wir Ihnen natürlich aufstellen; klar. Es wird aber ungefähr das sein, 
was auch im Haushalt in der Titelstruktur dargestellt wird.  

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt: Ich möchte 
nochmals appellieren: Wir müssen uns dann darüber unterhalten, ob Mitglieder, wenn 
sie für ihre Mitarbeiter Fortbildungen anmelden sollen, sagen, dass das nicht geht, weil 
wir sparen müssen. Wir müssen uns dann also wirklich über die Rolle des Landes-
rechnungshofs und des Prüfbereichs unterhalten. Da gibt es wirklich Grauzonen. Für 
uns gehört die Reisetätigkeit durchaus dazu. Nach außen hin mag es so sein, dass 
man da sparen kann, es ist aber eine Entscheidung im Rahmen der Kompetenz, rich-
terlich unabhängig darüber zu entscheiden, wo man was in welcher Tiefe durch wen 
prüfen lässt. Das ist das eine.  

Zum Zweiten: Wenn wir über Fortbildungen reden, können wir Ihnen zeigen, wie viel 
wir gerade durch die Möglichkeit, hier interne Fortbildungen zu machen, sparen, und 
zwar an Übernachtungen, an externen Anmietungen. Dann wird ein Schuh daraus. 
Aber ich glaube, dass Sie uns vielleicht einfach abnehmen sollten, dass wir schon 
darauf gucken.  
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Ich weiß nicht, ob wir dann im Detail mit Ihnen über einzelne Fortbildungen, die von 
Mitgliedern für ihre Beschäftigten angemeldet werden, sprechen sollen. Aber so wird 
es sein in dem Paket. Sagen Sie dann, dass wir das nicht dürfen, und ich reiche das 
ans Mitglied weiter? Deswegen verstehe ich die Stoßrichtung nicht.  

Marc Blondin (CDU): Ich denke, es sind einige berechtigte Fragen aufgeworfen wor-
den, die wir durchaus gemeinsam diskutieren können. Wenn mein Kollege in Richtung 
eines Berichterstattergesprächs tendiert – das Gleiche hätte ich in der Form auch an-
geregt –, dann halte ich das für unterstützenswert. Ansonsten kann ich für unsere 
Fraktion heute schon mal sagen, dass wir, da einige Punkte noch offen sind, heute 
nicht den Haushalt beschließen, sondern die Vertagung der Beschlussfassung bean-
tragen wollen.  

Dirk Wedel (FDP): Ich möchte einen etwas anderen Zugang zu dem Thema wählen. 
Letztlich geht es ja darum, dass der Rechnungshof am Ende die von ihm für seine 
Prüftätigkeit für notwendig erachteten Mittel in Art und Umfang zur Verfügung hat. Das 
ist ja auch die verfassungsrechtliche Ausgangsposition.  

Ich begrüße es natürlich sehr, wenn der Rechnungshof Überlegungen anstellt, wie 
man die Prüftätigkeit auch günstig über die Bühne bringen kann. Das ist überhaupt 
keine Frage. Am Ende ist aber für mich die Frage zentral, ob Sie sagen, dass der 
Landesrechnungshof mit dem Entwurf oder auch mit dem, was Sie für die Zukunft pla-
nen – Personalreduktion ab 2027 –, die für seine Prüftätigkeit für notwendig erachteten 
Mittel in Art und Umfang zur Verfügung hat. Dann ist das von uns so hinzunehmen, 
und dann würde ich es begrüßen. Wenn das nicht der Fall sein sollte, dann wäre man 
an einem Punkt angelangt, an dem man sich tatsächlich über die Rollen unterhalten 
müsste. Das ist völlig klar.  

Deswegen will ich einfach nur noch mal klarstellend fragen: Ist das, was sich jetzt in 
dem Einzelplan 13 wiederfindet, das, was Sie im Endeffekt für Ihre Prüftätigkeit in der 
Art und in dem Umfang für erforderlich erachten? Sind das die notwendigen Mittel, 
oder ist da immer noch Luft drin? Wenn Sie das noch einmal klarstellen würden, wäre 
das aus meiner Sicht hilfreich.  

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt: Wie soll ich es 
formulieren? Sonst hätten wir die Mittel so nicht angemeldet. Aber wenn feststeht, dass 
man ein Berichterstattergespräch wünscht, dann machen wir das. Ich wollte nur sig-
nalisieren: Wir sind ein Bereich, wo man nicht ohne Weiteres … Sie können sich vor-
stellen, dass ich als frühere Justizstaatssekretärin ebenso wie Herr Wedel durchaus 
Bereiche in der Justiz kenne, in denen man sparen kann. Es gibt da auch Zuwendun-
gen. Das haben wir alles nicht in unserem Bereich. Aber wenn auch die anderen ent-
sprechend von Ihnen in solche Gespräche gebeten werden, wollen wir uns dem nicht 
verschließen. Wenn der Landtag und auch der Verfassungsgerichtshof entsprechende 
Gespräche führen, dann fühle ich mich da gut begleitet.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 14 - APr 18/1016 

Ausschuss für Haushaltskontrolle  07.10.2025 
29. Sitzung (öffentlich) exn 
 
 
Frank Börner (SPD): Ich mache mir gerade ein bisschen Sorgen aufgrund der Wort-
beiträge der regierungstragenden Fraktionen. Das passt ja dazu, dass – zumindest, 
seitdem ich in diesem Ausschuss dabei sein darf – insbesondere die Regierungsseite 
sehr viel Engagement zeigt, die Arbeitsfähigkeit des Rechnungshofs zumindest mehr-
fach zu hinterfragen. In den letzten Jahren ging es um Personalstellen insgesamt, jetzt 
geht es um Ausstattung, Reisekosten und Fortbildungsmaßnahmen.  

Ich denke, dass es rein verfassungsmäßig wichtig ist, dass der Landesrechnungshof 
seine Aufgaben wahrnehmen kann. Meines Erachtens hat es einen komischen Beige-
schmack, wenn wieder einmal die regierungstragenden Fraktionen sagen: Da können 
wir aber die freie Arbeit des Landesrechnungshofs vielleicht noch ein bisschen drang-
salieren, weil die eine oder andere Äußerung aus vergangenen Ausschusssitzungen 
oder etwas, was in den nächsten Ausschusssitzungen noch beraten wird, uns nicht 
gefällt. – Ich mache mir da schon Sorgen. Wenn jetzt wieder gesagt wird, dass wir es 
wegen Fahrtkosten oder Fortbildungsmaßnahmen in erster Lesung lesen wollen, be-
reitet es mir Sorge, dass wiederholt in diese Richtung argumentiert wird.  

Simon Rock (GRÜNE): Die Unterstellung, wir würden hier die Arbeitsfähigkeit von 
anderen Verfassungsorganen hinterfragen oder in Zweifel ziehen, will ich von mir wei-
sen. Hier geht es darum, dass wir die Frage gestellt haben – das ist das Einzige –, ob 
die Punkte und die Sparmaßnahmen, die in den anderen Ressorts mit teilweise grö-
ßeren, teilweise kleineren Problemen in der Haushaltsaufstellung getätigt wurden, 
auch für den Landesrechnungshof möglich sind. Wenn Sie das für eine illegitime Frage 
halten, dann ist das Ihre Auffassung. Ich halte das nicht für eine illegitime Frage. Ich 
halte das angesichts der Vorbildfunktion, die der Landesrechnungshof zweifelsohne 
hat – das hat Frau Mandt auch überhaupt nicht abgestritten an irgendeiner Stelle –, 
für vollkommen legitim. Es erhöht ja auch die Glaubwürdigkeit von Ihnen und des Lan-
desrechnungshofs insgesamt, wenn Sie diese Frage in welcher Form auch immer be-
antworten können.  

Zu unterstellen, wir würden das machen, um die Arbeitsfähigkeit des Landesrech-
nungshofs irgendwie zu torpedieren, halte ich nicht für sachgerecht, zumal ich auch 
nicht mit den Fortbildungskosten angefangen habe. Ich habe nur allgemein von 1 % 
gesprochen. Die Antwort lautete: Der Anteil an sogenannten freiwilligen Leistungen ist 
relativ gering, vergleichbar mit dem Justizministerium, in dem er auch relativ gering ist. 
Insofern kann man sich im weiteren Verlauf noch in Ruhe austauschen und gucken, 
wie man zueinanderkommt.  

Andreas Keith (AfD): Wir reden hier über 243.000 Euro. So habe ich das anfänglich 
zumindest mitbekommen. Bei einem Jahresbudget im Haushalt von über 112 Milliar-
den Euro ist es geradezu abstrus und absurd, was wir hier gerade machen. Aber ge-
schenkt.  

Ich möchte sagen, dass wir kein Berichterstattergespräch brauchen. Ich muss auch 
aufgrund meiner Erfahrung mit dem Landesrechnungshof als Parlamentarischer Ge-
schäftsführer meiner Fraktion sagen, dass der Landesrechnungshof eine Institution mit 
Mitarbeitern ist, die – hier im Besonderen bei unseren Prüfungen und bei allem, was 
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ich bisher in meiner parlamentarischen Arbeit erlebt habe – vorbildlich waren. Ich 
würde mir wünschen, dass es in diesem Land mehr Institutionen gibt, die so vorbildlich 
arbeiten und so streng darauf schauen, wie Gelder verausgabt werden, die Sie teil-
weise – jetzt politisch gesprochen – auch zum Fenster hinauswerfen. Das würde mich 
sehr freuen.  

Sie haben unsere volle Unterstützung. Wir werden auch dem Haushaltsplan zustim-
men. Ich verstehe den Zungenschlag, den Sie, Herr Rock, vorhin hier reingebracht 
haben, überhaupt nicht. Der Landesrechnungshof ist sicherlich eine der letzten Insti-
tutionen, die Sie zu kritisieren hätten bzw. bei denen Sie mit solchen fadenscheinigen 
Gründen, wie sie eben genannt wurden, antanzen müssten.  

Dirk Wedel (FDP): Ich finde, es ist eine gewisse Gratwanderung, auf die sich die Ko-
alition hier begibt. Die Parallelen zum Justizhaushalt sind ja schon gezogen worden. 
Beispielsweise bei den Auslagen in Rechtssachen werden Sie da auch nichts kürzen 
können – völlig egal, wer da irgendwie eine Vorgabe seitens der Landesregierung 
macht –, weil das schlicht und ergreifend Dinge sind, die der richterlichen Unabhän-
gigkeit unterfallen. 

Hier haben wir eine etwas parallele Struktur. Auch die Mitglieder des Landesrech-
nungshofs genießen letztlich die richterliche Unabhängigkeit. Zudem ist hier im Land 
NRW – anders als im Bund – auch noch die Selbstständigkeit des Landesrechnungs-
hofs Verfassungsgut, sodass man da schon aufpassen muss.  

An die Vorbildfunktion zu appellieren, halte ich für legitim. Das ist völlig in Ordnung. 
Und es ist auch seitens des Landesrechnungshofs völlig in Ordnung, zu sagen, dass 
er sich das alles noch mal angeschaut hat und sich auch bestimmte Dinge vorgenom-
men hat. Das ist richtig, aber einfordern kann man es nicht, um das ganz klar zu sagen. 
Das ist die Gratwanderung, auf der man sich hier bewegt.  

Ich habe überhaupt nichts gegen ein Berichterstattergespräch. Das kann man durch-
führen, und das haben wir in der Vergangenheit auch schon mal für sinnvoll erachtet. 
Das ist überhaupt keine Frage; denn wenn man Dinge klären möchte, dann ist es im-
mer gut, ein paar Informationen zu bekommen. Ich kann nur für unsere Fraktion auch 
schon sagen, dass wir kein Problem mit diesem Einzelplan haben. Wir werden ihm 
zustimmen, auch wenn er unverändert bleibt. Ich gehe auch davon aus, dass er un-
verändert bleibt, und wir werden ihm dann zustimmen.  

Das eine ist, wenn der Landesrechnungshof selbst sagt, dass er bezüglich bestimmter 
Ausgaben, bestimmter Personalausstattungen oder Ähnlichem für seine Prüftätigkeit 
etwas nicht für erforderlich ansieht, um sich in den Dienst des Ganzen zu stellen. Aber 
es ist, wie gesagt, nichts, was einzufordern ist. Und der Landesrechnungshof ist auch 
kein Ressort, sondern verfassungsrechtlich ein Hilfsorgan des Landtags. Auch das 
muss man, meine ich, noch einmal klarstellen. Man darf da nicht Äpfel mit Birnen ver-
gleichen. Aus meiner Sicht ist es wichtig, sich das noch mal vor Augen zu führen, weil 
sich daraus auch entsprechende Schlussfolgerungen ergeben, wie weit man diese 
Gratwanderung betreiben kann.  
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Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Es ist ein bisschen ein Nachteil, wenn man spricht, 
nachdem Herr Wedel schon etwas gesagt hat. Ich möchte nur noch betonen, dass ich 
das, was Herr Keith gerade gesagt hat, weit von uns weise. Wir haben nicht die Unab-
hängigkeit des Landesrechnungshofs infrage gestellt und werden das auch in Zukunft 
nicht tun.  

Ich weise auch von uns und von mir, dass diese Regierung Geld zum Fenster heraus-
wirft; so haben Sie es gesagt. Es gibt sicherlich immer wieder Punkte in jeder Verwal-
tung in diesem Land, die von einem Landesrechnungshof, vom Bundesrechnungshof 
oder von wem auch immer moniert werden, weil Gelder falsch abgerechnet worden 
sind, weil Investitionen falsch geschätzt worden sind oder wie auch immer. Zum Fens-
ter herausgeworfen werden Gelder allerdings nicht.  

(Andreas Keith [AfD]: Ich kann Ihnen ja noch mal eine Liste vorlegen!) 

Ich möchte nur weiter betonen, dass wir an ganz vielen Stellen im Landtag über Trans-
parenz sprechen; über Debatte. Ein Berichterstattergespräch ist ein ganz normales 
Verfahren im Rahmen der Haushaltsaufstellung. Das durchzuführen, ist zu jedem ein-
zelnen Etatposten möglich, und das sollte auch nicht in Abrede gestellt werden. Wenn 
Sie es eingefordert hätten und wir argumentiert hätten, dass es nicht notwendig sei, 
hätten wir den Vorwurf bekommen, wir wollten hier irgendetwas schützen oder Ähnli-
ches. Deswegen weise ich das von uns.  

Das Berichterstattergespräch ist ein ganz normales Verfahren. Es geht auch um kei-
nerlei zeitlichen Verzug. Wir haben die nächste Sitzung am 4. November, sind also 
ganz normal im Verfahren; alles entspannt. Somit sehe ich hier keinen Grund, uns 
irgendetwas vorzuwerfen.  

Herr Wedel hat recht: Es ist eine Gratwanderung. Da will ich auch gar nicht widerspre-
chen. Nichtsdestotrotz ist es ein ganz normales parlamentarisches Verfahren. Daher 
danke ich auch Frau Mandt und dem Landesrechnungshof dafür, dass Sie den Weg 
mitgehen werden. Wir werden dann schauen, was sich in den nächsten vier Wochen 
ergibt.  

Marc Blondin (CDU): Es ist immer schwierig, wenn der Kollege Dr. Kaiser schon im 
Vorfeld gesprochen hat.  

(Heiterkeit) 

Im Endeffekt schließe ich mich komplett an. Ich hätte ähnliche Worte gefunden. Ich 
denke auch, dass Sie es sich hier wieder einmal zu einfach machen, Herr Keith, wenn 
man bedenkt, dass wir jetzt schon für 2026 – so viel zum Stichwort „Geld zum Fenster 
rauswerfen“ – Konsolidierungsmaßnahmen im Umfang von über 3,4 Milliarden Euro 
umsetzen. Ich hätte gerne mal gesehen, wo Sie die gefunden hätten. Wir bemühen uns. 

(Zuruf Andreas Keith [AfD]) 

– Ja, ja, natürlich. Sich auf dem Rücken anderer zu profilieren, das können Sie.  

Ich möchte noch einmal deutlich machen, dass wir durchaus bemüht sind, kein Geld 
zum Fenster hinauszuwerfen, sondern es im Gegenteil einzusparen.  
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Darüber hinaus möchte ich den Kollegen Rock gerne unterstützen. Er hat das Bericht-
erstattergespräch beantragt. Wir werden es dann auch durchführen. Ich bleibe daher 
dabei, dass wir dann noch genug zu klären haben und die Abstimmung für heute ver-
tagen wollen.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Ich habe zugehört, mir ein paar Notizen gemacht 
und schon das eine oder andere geklärt. Ich will Bezug nehmen auf die Einführung 
von Frau Präsidentin Mandt. Ich habe sehr wohl herausgehört, dass der Hinweis des 
Finanzministeriums natürlich die Ressorts betrifft, nicht aber den Landtag, den Verfas-
sungsgerichtshof und den Landesrechnungshof. Ich habe aber auch herausgehört, 
dass der Landesrechnungshof es sehr wohl sehr ernst nimmt und da, wo es möglich 
ist, Einsparungen vornehmen kann.  

Zu dem gerade diskutierten Verfahren: Ob es ein Berichterstattergespräch geben wird 
oder nicht, das obliegt dem HFA. Wenn dort ein Berichterstattergespräch zu dem Ein-
zelplan 13 angeregt wird, dann machen die das.  

Dann vertagen wir uns heute mit der Abstimmung; da gibt es überhaupt keine Probleme. 
Wir haben die Termine noch einmal gegengecheckt: Unsere nächste reguläre Sitzung 
ist am 4. November. Es wäre natürlich sinnvoll, wenn das Berichterstattergespräch 
vorher stattgefunden hat. Das ist meine Anregung in die Richtung der Kolleginnen und 
Kollegen des HFA.  

Die Frist des HFA zur Einreichung der Voten ist der 14. November. Somit sind wir da 
auf einer sehr sicheren Seite.  

Da ich auch noch für einen weiteren der drei genannten Haushalte verantwortlich bin, 
bin ich jetzt schon mal vorbereitet auf die Beratungen zum Einzelplan 1.  

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt. Die Abstim-
mung wird auf den 4. November vertagt.  
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2 Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 

das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

Vorlage 18/4088  

(Überweisung an den Haushaltskontrollausschuss zur alleinigen 
Befassung am 17. September 2025) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, der Landesrechnungshof habe bereits ei-
nen Vorschlag für die Reihenfolge der auch in der nächsten Sitzung zu beratenden 
Prüfergebnisse unterbreitet. Wie gewohnt, würden die Prüfergebnisse nicht in der Rei-
henfolge des Berichts bearbeitet.  

LMR Marcus Schütz (LRH) macht folgende Ausführungen zu dem Jahresbericht 2025 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2024:  

Sehr geehrte Abgeordnete, Sie befassen sich heute mit den Feststellungen zum 
Landeshaushalt im Jahresbericht 2025 und der Ihnen dazu zugeleiteten aktualisier-
ten Sachstandsdarstellung des Landesrechnungshofs. Die Feststellungen beziehen 
sich im Wesentlichen auf die abgeschlossenen Haushaltsjahre 2020 bis 2024 sowie 
die Soll-Werte des Haushaltsplans 2025. Etwaige Äußerungen zu den Entwürfen 
des Haushaltsgesetzes 2026 und des Haushaltsbegleitgesetzes 2026 sowie der Fi-
nanzplanung 2025 bis 2029 werden Gegenstand einer gesonderten Stellungnahme 
des Landesrechnungshofs sein.  

Erlauben Sie mir zunächst, einleitend und zusammenfassend auf ein paar Aspekte 
des Jahresberichts einzugehen.  

Die Haushaltslage des Landes hat sich zuletzt weiter zugespitzt. Gründe hierfür fin-
den sich sowohl auf der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite. 2024 erreichten die 
Steuereinnahmen einen neuen Höchstwert. Für die Jahre 2026 bis 2028 fällt die Prog-
nose der Steuereinnahmen zwar deutlich geringer aus als in der letztjährigen Finanz-
planung geplant, dennoch ist nach der Prognose auch künftig mit steigenden Steuer-
einnahmen zu rechnen. Ein Steuereinnahmenproblem liegt daher im Grunde nicht vor.  

Dennoch besteht aus Sicht des Landesrechnungshofs ein erheblicher Handlungsbe-
darf. Der planerische Haushaltsausgleich 2025 ist dadurch gekennzeichnet, dass die-
ser nur wegen außerordentlicher Einnahmen erreicht werden konnte. Hierzu gehören 
Sondereffekte von rund 3 Milliarden Euro, globale Mehreinnahmen von rund 600 Mil-
lionen Euro und konjunkturbedingte Kredite in Höhe von rund 2,1 Milliarden Euro. 
Allein die Sondereffekte in den Haushaltsplänen haben sich in Summe von rund 0,6 
Milliarden Euro im Jahr 2020 auf rund 3 Milliarden Euro im Jahr 2025 fast verfünffacht.  

Erheblicher Konsolidierungsbedarf besteht zudem auf der Ausgabenseite. Die schon 
in den Vorjahren um Notlageneffekte bereinigten, stetig steigenden Ausgaben sind 
auch 2024 weiter angestiegen, und sie werden sich nach den bisherigen Planungen 
auch 2025 erhöhen. Perspektivisch ist mit weiteren den Haushalt belastenden Aus-
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gabensteigerungen mindestens in den Bereichen „Personal“ und „Schuldendienst“ zu 
rechnen.  

Auch die Entwicklung des Schuldenstandes zeigt keine Anzeichen für eine Entspan-
nung. Der Schuldenstand ist im Jahr 2024 zwar leicht gesunken, dies geschah je-
doch nicht aufgrund besonderer Konsolidierungsanstrengungen, sondern durch Til-
gung von Notlagenkrediten von über 3 Milliarden Euro aus den Restbeständen von 
Sondervermögen. Der Schuldenstand wird vermutlich künftig durch konjunkturbe-
dingte Kreditaufnahmen und die beabsichtigte Übernahme von kommunalen Alt-
schulden wieder ansteigen.  

Durch die im Frühjahr vorgenommenen Änderungen des Grundgesetzes ergeben 
sich für das Land neue Einnahmemöglichkeiten. Zu nennen ist zunächst die struk-
turelle Verschuldungsmöglichkeit nach Art. 109 Abs. 3 des Grundgesetzes. Wie der 
Bund hat nun auch die Ländergesamtheit die Möglichkeit, sich jährlich mit 0,35 % 
des nominalen Bruttoinlandsprodukts strukturell zu verschulden.  

Zweitens stehen den Ländern nach Art. 143h Grundgesetz für Investitionen in deren 
Infrastruktur 100 Milliarden Euro aus einem vom Bund zu errichtenden Sonderver-
mögen zur Verfügung. Der auf Nordrhein-Westfalen über zwölf Jahre entfallende 
Anteil beträgt voraussichtlich insgesamt 21,1 Milliarden Euro.  

Diese neuen Einnahmemöglichkeiten bieten jedoch keine Lösung. Denn der ohne-
hin schon hohe Schuldenstand erzeugt bereits heute erhebliche und dauerhafte 
Zinslasten, durch die zukünftige Handlungsspielräume eingeengt werden.  

Was folgt für den LRH aus dieser Situation? Aus Sicht des Landesrechnungshofs 
besteht ein großer Handlungs- bzw. Konsolidierungsbedarf. Er fordert insbeson-
dere, notwendige Konsolidierungsmaßnahmen trotz der neuen strukturellen Ver-
schuldungsmöglichkeit nicht zu vernachlässigen.  

Die vom Landesrechnungshof schon mehrfach geforderte Aufgaben- und Ausga-
benkritik mit einem Aufgabenscreening und insbesondere einer Festlegung von 
Nachrangigkeiten muss umgesetzt und institutionalisiert werden. Es ist zu entschei-
den, welche Aufgaben künftig nicht mehr oder nicht mehr im bisherigen Umfang 
weiterverfolgt werden. Die gewonnenen Ergebnisse sollten in einen Konsolidie-
rungsplan münden. Dieser sollte die Transparenz der entsprechenden Entscheidun-
gen sicherstellen und ihre Umsetzung zeitlich gliedern und dauerhaft absichern. Da-
bei sollte auch der Haushaltsgesetzgeber entsprechende Information erhalten.  

Der Landesrechnungshof empfiehlt, die neu gewonnenen Möglichkeiten durch eine 
strukturelle Verschuldung sowie die Mittel aus dem Sondervermögen des Bundes 
nur für zusätzliche Investitionsmaßnahmen zu nutzen. Sie dürfen insbesondere 
nicht für die Finanzierung konsumtiver Ausgaben eingesetzt werden. Der Landes-
rechnungshof ist zudem der Auffassung, dass keinesfalls Kredite auf der Grundlage 
der neuen strukturellen Verschuldungsmöglichkeit aufgenommen werden sollten, 
bevor nicht über die von ihm geforderte Aufgaben- und Ausgabenkritik entschieden 
bzw. diese durchgeführt ist und Nachrangigkeiten für eine Haushaltskonsolidierung 
bestimmt worden sind. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.  
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3 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

 Beitrag 1 Vorbemerkungen  

In Verbindung mit:  

 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

 Beitrag 2 Haushaltsrechnung 2023  

In Verbindung mit:  

 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

 Beitrag 3 Haushaltslage im Überblick  

In Verbindung mit:  

 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

 Beitrag 4 Einnahmen: Einnahmen trotz weiter steigender Steuereinnahmen 
in Schieflage  

In Verbindung mit:  

 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

 Beitrag 5 Ausgaben: Aufgaben- und Ausgabenkritik weiterhin nicht erkennbar  

In Verbindung mit:  

 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

 Beitrag 6 Vermögen: Nachweis verbessert, aber immer noch unvollständig  

In Verbindung mit:  

 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

 Beitrag 7 Schulden: Schuldenstand gesunken – aber keine Entwarnung  
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In Verbindung mit:  

 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

 Beitrag 8 Neue Möglichkeiten durch Änderungen des Grundgesetzes?  

In Verbindung mit:  

 Teil A Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  

 Beitrag 9 Fazit  

Vorlage 18/4088  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/4269  

(Überweisung am 17. September 2025 an den Haushaltskontroll-
ausschuss zur alleinigen Befassung) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer merkt einleitend an, der Haushaltskontrollaus-
schuss befasse sich heute erstmalig mit dem Jahresbericht 2025 des Landesrech-
nungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 
2024. Traditionell würden die einzelnen Beiträge des Teils A zu den Feststellungen 
zum Landeshaushalt im Zusammenhang beraten. 

LMR Marcus Schütz (LRH) führt aus: 

Ich darf mich auf meine Worte zu Tagesordnungspunkt 2 beziehen; dies sollte auch 
als Einleitung zu Tagesordnungspunkt 3 dienen.  

Ihnen liegt der Jahresbericht für das Jahr 2025 zum allgemeinen Teil vor. Was die 
Struktur des Jahresberichts angeht, werden Sie sicherlich einige Parallelen zum 
vorjährigen Jahresbericht feststellen können. Wir haben uns aus aktuellem Anlass 
entschieden, uns zusätzlich unter Punkt 8 „Neue Möglichkeiten durch Änderung des 
Grundgesetzes?“ auch noch mit den Verfassungsänderungen im Frühjahr dieses 
Jahres auseinanderzusetzen. Darauf bin ich in meinen einleitenden Worten schon 
eingegangen. Dies betrifft einerseits die neu hinzugetretene Möglichkeit der struk-
turellen Verschuldung auch für die Länder und andererseits das neue Investitions-
sondervermögen über insgesamt 500 Milliarden Euro, von dem dankenswerter-
weise den Ländern 100 Milliarden Euro zustehen.  

Ich kann dazu noch ergänzen, dass die Gesetze, mit denen diese beiden Maßnah-
men umgesetzt werden sollen, sich noch im Gesetzgebungsverfahren befinden.  
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Die strukturelle Verschuldungsmöglichkeit betreffend geht es um das Strukturkom-
ponente-für-Länder-Gesetz. Nach meinem Kenntnisstand soll die dritte Lesung 
übermorgen, am 9. Oktober, stattfinden.  

Hinsichtlich des Sondervermögens gibt es auf Bundesebene zwei umsetzende Ge-
setze. Zum einen ist das Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens Infrastruk-
tur und Klimaneutralität – kurz: SVIKG – zu nennen. Darin geht es um die 500 Milli-
arden Euro Sondervermögen in der Gesamtheit. Es ist vom Bundesrat am 26. Sep-
tember 2025 gebilligt worden, was nach meinem Kenntnisstand im Grunde nur noch 
die Unterschrift des Bundespräsidenten erforderlich macht. Dann würde es in Kraft 
treten. Wann das erfolgt, kann ich Ihnen nicht sagen.  

Des Weiteren ist hinsichtlich des Sondervermögens das Länder-und-Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetz – kurz: LuKIFG – zu nennen, das nach meinem 
Kenntnisstand ebenfalls übermorgen, also am 9. Oktober, im Bundestag beraten 
werden soll. Da geht es konkret um die Verteilung der 100 Milliarden Euro. So viel 
sei noch ergänzend zu Punkt 9 unseres Jahresberichts gesagt.  

Ergänzend kann ich außerdem noch auf die aktualisierte Sachstandsdarstellung zu 
Teil A des Jahresberichts verweisen; zu Beitrag 8 bzw. zu Beitrag 5.  

Da in Beitrag 3 des Teils A auf den Schuldenstand des Landes Nordrhein-Westfalen 
eingegangen werde, möchte Simon Rock (GRÜNE) in seiner ersten von zunächst drei 
Fragen wissen, ob dem Landesrechnungshof ein Vergleich der Entwicklung des Schul-
denstandes und des nordrhein-westfälischen Bruttoinlandproduktes vorliege. In der Fi-
nanzwissenschaft gelte es als unumstritten, dass dieser Vergleich mit Blick auf die 
Schuldenlasttragfähigkeit eine deutlich größere Aussagekraft habe als die nominale 
Angabe des Schuldenstandes.  

LMR Marcus Schütz (LRH) antwortet, konkrete Vergleichszahlen lägen ihm nicht vor, 
allerdings wolle er sich nicht bezüglich der Aussagekraft eines solchen Vergleichs fest-
legen. Auch in der Vergangenheit seien immer die konkreten Schuldenstände fokus-
siert und nicht weitere Daten hinzugezogen worden. Als Anregung könne er dies aber 
mitnehmen. 

Simon Rock (GRÜNE) geht zweitens auf Beitrag 7 ein und schickt voraus, dass der 
Landesrechnungshof selbstverständlich frei in dem sei, was er schreibe. Ebenso stehe 
es aber ihm frei, die Inhalte zu hinterfragen. Zwar werde immer wieder von Rekord-
haushalten gesprochen – sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite 
und über alle Einzelpläne hinweg –, aufgrund der völlig normalen Preissteigerungen 
fehle aber auch dieser Feststellung die Aussagekraft.  

Rechne man die Preissteigerungen heraus und setze den heutigen Schuldenstand mit 
dem Jahr 2015 ins Verhältnis – er orientiere sich dabei an Angaben des Statistischen 
Bundesamts –, komme er, Stand heute, preisbereinigt auf einen Schuldenstand von 
129,1 Milliarden Euro. Im Jahr 2015 habe der Schuldenstand 143,9 Milliarden Euro 
betragen.  
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Seiner Ansicht nach böten auch die im Bericht aufgeführten Zahlen eine Aussagekraft, 
so LMR Marcus Schütz (LRH), da mit ihnen eine direkte Vergleichbarkeit zu den Vor-
jahren bestehe. Dementsprechend halte er das Vorgehen für nicht zu beanstanden. 
Er wisse überdies von keinem Rechnungshof, der seine Arbeit preisbereinig angehe. 
Auf Arbeitsebene würden aber auch Fragen wie diese erörtert. 

Simon Rock (GRÜNE) meint, nur weil andere Rechnungshöfe es auf eine bestimmte 
Weise machten, müsse dies nicht per se besser sein. Aus volkswirtschaftlicher Sicht 
könnte es seiner Ansicht nach sinnvoll sein, dieses Vorgehen zu hinterfragen. 

Drittens gehe er auf Beitrag 4 ein. Dort heiße es: 

„Dennoch liegt im Grunde kein Steuereinnahmenproblem vor. Auch künftig 
ist nach den Planungen mit steigenden Steuereinnahmen zu rechnen.“ 

Dem zweiten Satz dieses Zitats stimme er zu. Allerdings stiegen auch die Ausgaben 
an, ohne dass dafür staatliche Aufgaben ausgebaut würden. Dies ergebe sich zwangs-
läufig allein aufgrund von Tarifsteigerungen. Die Steuerquote sei Angaben des Statis-
tischen Bundesamts zufolge allerdings von 24,4 % im Jahr 2021 auf 23,1 % im Jahr 
2024 gesunken. Sollte sie weiter sinken, läge seiner Auffassung nach irgendwann 
nicht nur ein Ausgabenproblem, sondern auch ein Einnahmenproblem vor. Der Bun-
desrechnungshof fordere bereits neben Einsparmaßnahmen auch eine Stärkung der 
Einnahmebasis. Dies stehe im Widerspruch zu dem ersten Satz des Zitats, wonach 
kein Steuereinnahmenproblem vorliege. 

LMR Marcus Schütz (LRH) lässt wissen, dass die Daten zur Verschuldung durch das 
Ministerium der Finanzen zugeliefert würden, welches ebenfalls mit diesen Zahlen 
rechne. Dies diene auch der Vergleichbarkeit. 

Den Beitrag 4 lese er so, dass sowohl auf der Einnahmenseite – Stichwort: „Sonder-
effekte“ – als auch auf der Ausgabenseite ein Problem gesehen werde. Dies trete dann 
besonders deutlich zutage, wenn die Einnahmenseite die steigenden Ausgaben nicht 
mehr auffangen könne.  

Dirk Wedel (FDP) geht zunächst auf Beitrag 8.1 ein, in welchem der Länderanteil am 
Infrastruktur-Sondervermögen des Bundes in Höhe von 100 Milliarden Euro themati-
siert werde. Die Rechnungshöfe des Bundes und der Länder hätten am 23.09.2025 
eine Erklärung abgegeben, mit welcher sie Nachschärfungen im LuKIFG hinsichtlich 
der Zusätzlichkeit der Investitionen forderten. Laut Beschluss der Rechnungshöfe der 
Länder vom 24. März 2025 dürften die neuen Verschuldungsmöglichkeiten nur für 
nachgewiesen zusätzliche Maßnahmen genutzt werden und nicht normale Haushalts-
mittel substituieren.  

Der Bundesrechnungshof gehe in seiner Stellungnahme zum LuKIFG noch weiter und 
verweise auf Art. 143h Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes, aus dem sich herleiten lasse, 
dass das Sondervermögen grundsätzlich unter dem Vorbehalt der Zusätzlichkeit 
stehe. Er frage, ob der Landesrechnungshof diese Einschätzung des Bundesrech-
nungshofs teile. 
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Eine eindeutige Positionierung bezüglich der rechtlichen Herleitung der Zusätzlichkeit 
habe es im Landesrechnungshof noch nicht gegeben, so LMR Marcus Schütz (LRH). 
Er wisse um diese Herleitung seitens des Bundesrechnungshofs, es gelte aber abzu-
warten, wie sich die Positionierung der Kommentarliteratur sowie die Rechtsprechung 
entwickelten.  

Ungeachtet der rechtlichen Verankerung in der Verfassung oder im Länder-und-Kom-
munal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz vertrete der Landesrechnungshof die Auffas-
sung, dass die Zusätzlichkeit bereits mit Blick auf ein Interesse am sachgerechten Ein-
satz der Mittel aus dem Sondervermögen gefordert werden könne. 

Dirk Wedel (FDP) kommt auf Beitrag 5.3 zu sprechen, in welchem es heiße, dass der 
Haushaltsgesetzgeber endlich an den Ergebnissen der von der Landesregierung ein-
gerichteten Arbeitsgruppe „Aufgabenkritik“ partizipieren solle. Ihn interessiere, ob sei-
tens des Landesrechnungshofs Erkenntnisse bezüglich deren Arbeit beständen. Er 
selbst habe die diesbezüglichen Ausführungen des Ministers der Finanzen während 
der Haushaltsklausur, laut welchen sich bis 2025 irgendwelche Ergebnisse der Ar-
beitsgruppe im Haushalt niedergeschlagen hätten, seitdem aber eher eine Auseinan-
dersetzung mit Bundesrechtsänderungen erfolge, nicht nachvollziehen können.  

LMR Marcus Schütz (LRH) verneint; dem Landesrechnungshof lägen dazu keine Er-
kenntnisse vor. 

Dirk Wedel (FDP) nimmt sodann Bezug auf Beitrag 4.2, wonach ein ausgeglichener 
Haushalt vermehrt nur noch durch außerordentliche Einnahmen und Sondereffekte 
möglich sei. Er frage vor diesem Hintergrund, wie hoch das strukturelle Defizit im Lan-
deshaushalt ausfalle bzw. wie der Landesrechnungshof sich bezüglich einer struktu-
rellen Verschuldung positioniere. Der LRH selbst thematisiere schließlich den Aus-
gleich durch Sondereffekte.  

Zu berücksichtigen wäre zum Beispiel die Rückübertragung von Selbstbewirtschaf-
tungsmitteln, und im nächsten Haushalt müsse man sich beispielsweise über die Aus-
setzung der Tilgung der Kredite für den Corona-Rettungsschirm, über Pensions-
fondsentnahmen bei Bewertungsgewinnen sowie die Konjunkturkomponente unterhal-
ten. Er vermute, dass sich diese Probleme nicht allein durch Wirtschaftswachstum 
würden lösen lassen. 

LMR Marcus Schütz (LRH) antwortet, eine Größenordnung des strukturellen Defizits 
könne er nicht nennen. – Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte 
Mandt ergänzt, im Jahresbericht sei der Fokus auf die einzelnen Schritte gelegt worden. 
Volkswirtschaftlich gebe es den Begriff der Sondereffekte nicht in dieser Form. Darunter 
würden in dem Bericht Effekte aus Vorgaben wie der Auflösung von Rücklagen zu-
sammengefasst. Eine Tragfähigkeitslücke des Haushalts werde damit nicht bezeichnet, 
und konkrete Zahlen dazu seien ihr auch nicht bekannt. 
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Dirk Wedel (FDP) thematisiert die Konjunkturkomponente. In Vorlage 18/4286 stelle 
das Ministerium der Finanzen die Entwicklung der Konjunkturkomponente seit dem 
Jahr 2020 dar. Bislang habe sie immer ein Minus aufgewiesen.  

Seitens der Bundesregierung sei eine Auflistung des Produktionspotenzials und der 
Produktionslücken seit dem Jahr 1980 und prognostiziert bis zum Jahr 2029 veröffent-
licht worden. Summiert ergebe sich in diesem Zeitraum bei den Produktionslücken ein 
Saldo von minus 444 Milliarden Euro. Seiner Auffassung nach sei dieses deutliche 
Überwiegen negativer Produktionslücken ein Indiz dafür, dass die derzeitige Art der 
Berechnung des Produktionspotenzials zu strukturell überhöhten Ergebnissen führe, 
was wiederum negative Produktionslücken nach sich ziehe. Dass konjunkturbedingte 
Verschuldung in besseren Phasen zurückgeführt werden könnte, halte er vor diesem 
Hintergrund für nahezu unmöglich. Andere Bundesländer hätten bereits entspre-
chende Schlüsse gezogen und die Konjunkturkomponente gedeckelt. Er frage, inwie-
fern sich der Landesrechnungshof mit diesem Thema befasst habe. 

Der Landesrechnungshof habe sich noch nicht vertieft mit der Berechnung der Kon-
junkturkomponente befasst, könnte dies in Zukunft aber durchaus einmal tun, sagt 
LMR Marcus Schütz (LRH). 

Simon Rock (GRÜNE) führt an, ein erheblicher Teil des strukturellen Defizits könnte 
auf Steuerrechtsänderungen auf Bundesebene in den vergangenen Jahren beruhen, 
die die Einnahmebasis insbesondere Nordrhein-Westfalens geschwächte hätten. Dies 
finde sich im Jahresbericht aber nicht wieder. Er frage, inwiefern der Landesrech-
nungshof sich damit auseinandersetze, in welcher Form sich derartige Gesetzesände-
rungen auf Bundesebene bereits strukturell ausgewirkt hätten bzw. welche Auswirkun-
gen auf den Landeshaushalt zukünftig durch solche Gesetzgebungsverfahren drohten. 

LMR Marcus Schütz (LRH) antwortet, er trage seit Januar dieses Jahres Verantwor-
tung in dem Prüfbereich. In diesem Zeitraum seien Bundesgesetze nicht geprüft wor-
den, und seinen Informationen nach sei dies auch in den Vorjahren nicht geschehen. 

Simon Rock (GRÜNE) erwidert, Nordrhein-Westfalen habe als größtes Bundesland 
einen gewissen Einfluss im Bundesrat und müsse nicht alles als gegeben hinnehmen. 
Auch der Landesrechnungshof verfüge über Möglichkeiten, die öffentliche Debatte zu 
beeinflussen oder sich durch Stellungnahmen in Gesetzgebungsverfahren einzubrin-
gen. Es gehe schließlich um Veränderungen der Einnahmebasis und damit um struk-
turelle Auswirkungen auf den Landeshaushalt in Milliardenhöhe und die Tragfähigkeit 
des Haushalts. 

LMR Marcus Schütz (LRH) sagt zu, diesen Aspekt mitzunehmen, er könne aber noch 
nicht sagen, wie der Landesrechnungshof sich in Zukunft diesbezüglich verhalten 
werde. – Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt ergänzt, 
die Einbringung in Gesetzgebungsverfahren sehe sie eher als Aufgabe des Bundes-
rechnungshofs an, nicht als Aufgabe des Landesrechnungshofs. 
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Simon Rock (GRÜNE) präzisiert, er stelle auf das jederzeitige Beratungsrecht des 
Landesrechnungshofs gegenüber dem Landtag und der Landesregierung ab. Der Lan-
desrechnungshof könne, so er es für angezeigt halte, jederzeit Beratungsberichte ver-
öffentlichen und auf Auswirkungen von Gesetzen auf die Haushaltslage des Landes 
hinweisen. 

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt meint, sie habe 
die Äußerung zunächst als Erwartung dem Landesrechnungshof gegenüber verstan-
den, sich künftig fortlaufend zu Bundesgesetzgebungsverfahren zu äußern. Ohne wei-
tere Sachmittel und Personalausstattung würde dies nicht funktionieren.  

Sie stimme Simon Rock (GRÜNE) aber zu, dass die Folgen derartiger Gesetzgebungs-
verfahren für die Länder selbstverständlich von Interesse seien. Ihrer Auffassung nach 
betreffe dies nicht nur die Bundesebene, sondern steuerliche Auswirkungen insge-
samt. Sie halte es daher für besonders wichtig, in engem Austausch mit dem Ministe-
rium der Finanzen zu stehen. 

Bei dem angekündigten Berichterstattergespräch könnte auch darüber gesprochen 
werden, welche Rahmenbedingungen es brauche, um frühzeitig eingebunden zu wer-
den und wie bei einem Thinktank als kompetenter Ansprechpartner zu fungieren bzw. 
mit der Landesregierung ins Gespräch zu kommen. 

In Beitrag 5.3 bekräftige der Landesrechnungshof seine Forderung nach einem Auf-
gabenscreening, so Dirk Wedel (FDP). Es solle geprüft werden, welche Aufgaben 
rechtlich verpflichtend und was sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach disponibel 
sei. Ihn interessiere, ob es diesbezüglich so etwas wie eine Blaupause gebe, zum Bei-
spiel aus anderen Bundesländern. Er erinnere sich an eine Übersicht zu kommunalen 
Aufgaben, die in der 17. Wahlperiode in der Antwort auf eine Kleine Anfrage der SPD-
Fraktion herausgegeben worden sei, kenne so etwas aber nicht für Landesaufgaben. 

LMR Marcus Schütz (LRH) antwortet, eine Blaupause existiere nicht, jedoch böten 
die im Haushalt ausgewiesenen Kennziffern zur automationsgestützten Strukturana-
lyse des Landeshaushalts – kurz: Strukturkennziffern – Orientierung. Die Aufgliede-
rung der Aufgaben nach diesen Strukturkennziffern orientiere sich an der Disponibilität 
der Aufgaben für den Haushaltsgesetzgeber. Auf dieser Basis ließe sich eine Aufga-
ben- und Ausgabenkritik aufbauen. 

Dirk Wedel (FDP) nimmt abschließend Bezug auf Beitrag 5.2.2, in welchem es um 
den Schuldendienst durch die Übernahme kommunaler Altschulden gehe. Forderun-
gen seitens des Landesrechnungshofs erkenne er in diesem Abschnitt nicht. Er frage 
zum einen, ob es dennoch Forderungen gebe, und zweitens, wie nachhaltig der Schul-
dendienst ausgestaltet sein müsse – beispielsweise keine kommunale Wiederverschul-
dung mit Kassenkrediten –, damit er keine Umgehung der Schuldenbremse darstelle. 
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Da der Landesrechnungshof keine Stellungnahme zum Gesetz zur Übernahme kom-
munaler Altschulden abgegeben habe, fielen auch die Ausführungen im Jahresbericht 
zu diesem Thema rein deskriptiv aus, so LMR Marcus Schütz (LRH). 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer bittet den Ausschuss um rechtzeitige Zuleitung ei-
ner Beschlussvorlage zur Ausschusssitzung am 4. November 2025, sodass in dieser 
Sitzung abschließend über den Jahresbericht beraten werden könne. 
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4 Verschiedenes 

hier: Ausschussreise vom 13. bis 17. April 2026 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass die Obleute die Durchführung einer 
Reise des Ausschusses nach Wien und Graz in der 16. Kalenderwoche des Jahres 
2026, vom 13. bis 17. April 2026, vorbesprochen hätten. Dem Abgeordneten Dirk We-
del (FDP) danke er für die maßgebliche Beteiligung an der Vorbereitung der Reise.  

Er schlage vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

Der Ausschuss für Haushaltskontrolle beschließt die Durchführung einer viertägigen 
Informationsfahrt nach Österreich innerhalb der 16. KW 2026 (13. bis 17. April 
2026). Die Reise soll in voller Ausschussstärke (11 ordentliche Mitglieder) durchge-
führt werden.  

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer reisen wie folgt: Die Anreise erfolgt wahlweise 
für alle Mitfahrenden per Flug oder Bahn nach Wien. Die Transfers innerhalb von 
Wien und Graz erfolgen mit einem Bus. Der Transfer von Wien nach Graz erfolgt 
mit der Bahn. Die Abreise erfolgt wahlweise für alle Mitfahrenden per Flug oder 
Bahn. Der Ausschussassistent reist mit dem Vorsitzenden.  

Alle Transfer- und Übernachtungskosten werden vom Ausschussbudget übernom-
men. 

Sofern keine Einwände beständen, werde er die Genehmigung der Reise mit den dar-
gestellten Eckpunkten im Landtagspräsidium beantragen. 

Der Ausschuss erklärt sich – in Abwesenheit der Fraktion der 
AfD – mit dem durch den Vorsitzenden Rainer Schmeltzer vor-
getragenen Beschlussvorschlag einverstanden. 

gez. Rainer Schmeltzer 
Vorsitzender 

15.10.2025/28.10.2025 
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